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Protokoll 6. GR-Sitzung am 16. Dezember 2024 
 
Bürgermeister Walter Reinthaler eröffnet die 6. Gemeinderatssitzung des Jahres 2024 
um 19:07 Uhr und begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates, Amtsleiter 
Christoph REINTHALER, VB Robert ESSL und VB Vanessa WIESNER als Schriftfüh-
rerin. 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler stellt fest, dass 

• die Verständigung vom Vorsitzenden zur Sitzung hierzu gemäß den vorliegenden 
Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich 
am 9. Dezember 2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 24. Oktober 2024 
bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während der 
Sitzung noch aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss Ein-
wendungen eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als angenom-
men betrachtet wird. 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

• ich als Vorsitzender auf § 64 der Oö. Gemeindeordnung 1994 verweise, wonach 
Mitglieder des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies 
am Beginn der Beratung des Tagesordnungspunktes zu erklären haben. 

 
 
Abänderung der Tagesordnung: 
(x) Dringlichkeitsantrag:  
Es liegt ein Dringlichkeitsantrag des Bürgermeisters, eingebracht am 10.12.2024 vor: 
Dringlichkeitsantrag 1 – „Unterstützungsansuchen der Pfarrmusik Ort im Innkreis“ 
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Dringlichkeitsantrag: 

 
Beratung: Keine Wortmeldungen seitens der Gemeinderatsmitglieder. 
 
Antrag: Wer damit einverstanden ist, dass der Dringlichkeitsantrag 1 „Un-

terstützungsansuchen der Pfarrmusik Ort im Innkreis“ vor dem 
Tagesordnungspunkt Allfälliges behandelt wird, den ersuche ich 
um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
GR Ernst MAYR war zum Zeitpunkt der Abstimmung des Dringlichkeitsantrages nicht 
anwesend.  
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Vor Eintritt in die Tagesordnung wird eine Trauerminute für den verstorbenen 
Altbürgermeister Karl EGGER abgehalten. 
 
 
 
1. Bürgerfragestunde – Vorsitz FPÖ 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER und die Fraktionsobfrau 

Susanne REDHAMMER begrüßen die anwesenden Bürger.  

 

Ein Bürger erkundigt sich, warum keine Info ausgesendet wurde, dass die Müllsam-

melinsel am 12. Dezember 2024 zugesperrt wird. GR Josef STANDHARTINGER äu-

ßert ebenfalls seine Bedenken über den äußert ungünstigen Abholungszeitpunkt der 

Container (so kurz vor Weihnachten) und rechnet damit, dass viele ihre Müllsäcke 

beim bisherigen Containerplatz bzw. Müllentsorgungsplatz entsorgen und nicht mehr 

mit Nachhause nehmen werden. Er hinterfragt in diesem Fall die Strategie und den 

Ablauf der Einführung des gelben Sackes.  

Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER beantwortet dies und gibt be-

kannt, dass die Gemeinde nur darüber informiert wurde, dass die Container Ende De-

zember abgeholt werden. Die Gemeinde selbst wurde nicht darüber in Kenntnis ge-

setzt, dass sie am 12. Dezember 2024 schon abgeholt werden, daher wurde auch 

keine explizite Vorinformation an die Bürger ausgesendet. Jedoch wurde seit dem 

Spätsommer/Herbst mehrmals in der Gemeindezeitung, auf der Homepage und in den 

Medien darauf hingewiesen, wie die Einführung des gelben Sackes ablaufen wird. 

Ebenso gibt der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER bekannt, dass die 

erste Abholung der gelben Säcke am 9. Jänner 2025 stattfinden wird und daher der 

Zeitraum nicht so lange ist, wo kein Plastik oder Metall beim Containerplatz bzw. 

Müllentsorgungsplatz entsorgt werden kann. 

 

GR Josef Standhartinger gibt bekannt, dass bei ihm zuhause die Müllabfuhr für die 

Entleerung der Altpapiertonne nicht bis zum Haus fährt sondern er seine Mülltonne bis 

zum Beginn der Zufahrtsstraße (gegenüber Firma Danninger) bringen muss, damit sie 

entleert wird. Er erkundigt sich, ob der Abholpunkt für den gelben Sack derselbe sein 

wird. VB Vanessa Wiesner gibt an, dass die gelben Säcke alle 6 Wochen durch die 

Firma Katzlberger abgeholt werden. Die Firma Katzlberger entleeren auch die Altpa-

pier- und Biotonnen, daher vermutet sie, dass der Abholpunkt für den gelben Sack und 

die Altpapiertonne der gleiche sein wird. GR Josef STANDHARTINGER teilt mit, dass 

dies aber gesetzlich verankert ist, dass die Müllabfuhr auf einer Gemeindestraße bzw. 

öffentliches Gut bis zum Haus fahren und somit die Mülltonne nur bis zur Gemein-

destraße bzw. öffentliches Gut gebracht werden muss. Der Vorsitzende Bürgermeister 

Walter REINTHALER kann diese Aussage nicht bestätigen und müsste sich vorher 

erkundigen bzw. im Gesetz nachlesen.  
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2. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.1 - Beschluss 
Diese Flächenwidmungsplan-Änderung 4.1 des RHV wurde in der letzten Gemein-
deratssitzung vom 24. Oktober 2024 abgesetzt, da noch rechtliche Fragen aufgetaucht 
sind.  
 
Folgender Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 3. Juni 2024, Zahl RO-2022-823435/11-Gro, vom Land Oö., Abt. 
Raumordnung wurden der Gemeinde Versagungsgründe zur Flächenwidmungsplan 
Änderung Nr. 4.1 (RHV) mitgeteilt. Es bestanden forst-, naturschutz- und wasserfach-
liche Einwände gegen die beantragte Umwidmung, die nach wie vor trotz Verringerung 
der umzuwidmenden Fläche nicht zur Gänze ausgeräumt wurden. Die Parzelle Nr. 
241/1 wurde an der östlichen dem Wald zugewandten Seite abgeschrägt, der kom-
plette 30-m-Bereich konnte nicht eingehalten werden, es wurde insgesamt ein Abstand 
von 20 Meter erreicht.  
Weiters fehlte erneut die Ersichtlichmachung des Regionalprogrammes „Trinkwas-
sernutzung aus Tiefengrundwässern“ (LGBl. Nr. 130/2021) in den Planunterlagen. 
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Nach Überprüfung dieses Einwandes wurde festgestellt, dass das im Einwand be-
nannte Grundstück Nr. 242/1 nicht im Besitz von Herrn Manhartsberger, sondern des 
Reinhaltungsverbandes ist. Aus den Schilderungen im Einspruch geht die Gemeinde 
davon aus, dass Herr Manhartsberger die Bewirtschaftung des Grundstückes 244/2 
(südlich der umzuwidmenden Fläche) angesprochen hat. Sollte er dieses Grundstück 
meinen, dann sieht die Gemeinde sehr wohl eine Möglichkeit zur Bewirtschaftung bzw. 
Beseitigung von z. B. Schadholz über die eigene Grundfläche auf die öffentliche Par-
zelle Nr. 1513 als ausreichend gegeben. Die Hanglage dieses Grundstückes Nr. 244/2 
im nördlichen Bereich ist am Waldrand leicht steigend. 
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Folgende Stellungnahme zu dieser Flächenwidmungsplan Änderung Nr. 4.1 wurde 
zum derzeitigen Stand für eine erneute Beschlussfassung und neuerlichen Vorlage zur 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorbereitet, bzw. vorgeschlagen: 
 
Die Gemeinde Ort im Innkreis nimmt Stellung zum Schreiben vom 3. Juni 2024, Zahl 
RO-2022-823435/11-Gro, Land OÖ, Abt. Raumordnung – Mitteilung von Versagungs-
gründen – und teilt folgendes mit: 
Bezüglich des unzureichenden Waldabstandes im Bereich der Parzelle 241/1 wird fol-
gendes festgehalten: Der RHV Mittlere Antiesen benötigt die Fläche (Erweiterung Son-
derfunktion Kläranlage) um einen zeitgemäßen und wirtschaftlichen Betrieb durch Zu- 
oder Erweiterungsbauten bei der vorhandenen Kläranlage zu ermöglichen. Die beab-
sichtigte Erweiterung ist für den eigenen Bedarf der Kläranlage und in weiterer Folge 
für 7 Mitgliedsgemeinden notwendig. Ein in der Stellungnahme angeführter Mindest-
abstand von 30 m zum Wald würde die Absichten und Umsetzung der Vorhaben ab-
solut unmöglich machen. Ein Abstand von maximal 20 m zur angrenzenden Widmung 
„Wald“ sollte ausreichen. Das überörtliche Interesse ist in den Vordergrund zu stellen.  
 
Die fehlende Ersichtlichmachung des Regionalprogrammes „Trinkwassernutzung auf 
Tiefengrundwässern“ (LGBl. Nr. 130/2021) ist in den Planunterlagen nun angeführt.  
 
Der Einwand von Herrn Manhartsberger wurde eingehend erörtert und überprüft. Der 
Gemeinderat kam zu der Entscheidung, dass dem Einwand nicht stattgegeben wird.  
 
Beratung vom in der vergangenen Gemeinderatssitzung vom 24. Oktober 2024:  
„VB Angela Schmidbauer erläutert den Punkt 4 genauer. GR Martin Wiesner fragte 
nach, was ist, wenn ein Baum umfällt, hier sind keine 30 Meter Abstand zum Wald. 
Dieser Punkt wird abgesetzt da dies Haftungsmäßig erst geklärt werden muss. Wort-
meldung von GR Ernst Mayr, als Gesunde Gemeinde ist es von großer Bedeutung, 
dass der Weg erhalten bleibt.“ 
 
Zur Klärung dieser in der Sitzung vom 24. Oktober 2024 aufgetauchter Fragen, wurde 
mit dem OÖ Gemeindebund (Rechtsabteilung) Kontakt aufgenommen und folgendes 
geklärt: 
Haftung: 
Zur Frage, wer übernimmt die Haftung, wenn bei der Umwidmung keine 30 Meter zur 
Waldgrenze eingehalten werden, sondern nur 20 Meter, teilt der Gemeindebund mit, 
dass dazu kein Haftungsausschluss oder Ähnliches vereinbart bzw. vorgeschrieben 
werden kann. Wenn man sich an die Empfehlungen oder Vorgaben der Sachverstän-
digen hält, dann wird sich keine Haftungsthematik ergeben. Wenn also ein 20-Meter-
Abstand fachlich vertretbar ist, dann wird es auch keine rechtlichen Probleme geben. 
 
Wegerecht: 
Bei der Frage, ob das Wegerecht und vor allem wie dieses erhalten bleibt, kann eine 
außerbücherliche vertragliche Vereinbarung getroffen werden. Eine Eintragung ist 
nicht zwingend erforderlich, würde aber das Wegerecht eindeutig absichern.  
 
Aufgrund der ergänzenden Grundlagenforschungen bezüglich des Waldabstandes, 
der Einwendung von Herrn Manhartsberger, den planlichen Richtigstellungen und des 
Ergebnisses der Rückfragen beim Oö. Gemeindebund bedarf die neuerliche Vorlage 
zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung einer Beschlussfassung im Gemeinderat. 
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Beratung: Nach einer kurzen Diskussion über die Wegführung und das We-
gerecht sind sich die Gemeinderatsmitglieder einig, dass der 
Weg unbedingt erhalten bleiben und das Wegerecht gesichert 
werden soll. GR Josef STANDHARTINGER bringt den Einwand 
hervor, dass er es nicht einsehe, dass der Waldbesitzer auf den 
Kosten eines Schadens bei einem Sturm sitzen bleibt, nur weil 
die Umwidmung im öffentlichen Interesse ist. GR Alois BÖGL 
und GR Manuel PARTINGER teilen mit, dass dies im Normalfall 
durch die Versicherung der Landwirtschaft abgedeckt ist.  

 Nach dieser Diskussion geht der Vorsitzende Walter REINTHA-
LER zur Antragstellung über. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, es möge auf Grund der ergänzenden und er-

läuterten Grundlagenforschung neuerlich der Genehmigungsbe-
schluss für die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.1 von 
Grünland in Sondergebiet des Baulandes – Kläranlage gefasst 
werden. Als Zeichen der Zustimmung wird um ein Handzeichen 
ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmungen 
Gegenstimmen: 1 Gegenstimme 
Stimmenthaltungen: keine 
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3. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.5 - Beschluss 
Mit dieser Änderung wurde beabsichtigt, das Grundstück 1098, KG Ort im Innkreis, 
im östlichen Bereich der Ortschaft Osternach im Gesamtausmaß von ca. 900 m² 
von Betriebsbaugebiet in Wohngebiet umzuwidmen. Diese Umwidmung wurde auch 
bereits im Zuge der letzten Gesamtüberarbeitung des Flächenwidmungsplanes fach-
lich geprüft, durch die Gesetzesänderung beim ÖEK aber bei der Überarbeitung raus-
genommen und für eine Einzelumwidmung nach Rechtskraft des neuen ÖEK aufge-
schoben.  
 
Bei der Stellungnahme vom Land OÖ, Abt. Raumordnung, Zl: RO-2023-355656/8-Mit, 
vom 28. November 2023 wurde auf die Rechtswirksamkeit des ÖEK hingewiesen. Die-
ses wurde mit Juli 2024 rechtswirksam und die Umwidmung darauf abgestimmt. Wei-
ters wurde mitgeteilt, dass die vorliegende Planung grundsätzlich zur Kenntnis genom-
men wird, die unnatürliche Ausformung der vorliegenden Baulandparzelle mit dem 
spitzen Fortsatz in Richtung Südwesten allerdings hinterfragt wird. Es erscheint hier 
eine kompaktere Ausformung sowohl bautechnisch als auch fachlich sinnvoll.  
 
Das Umwidmungsverfahren wurde nun so abgeändert, dass der spitze Forstsatz in 
Richtung Südwesten von der Änderung ausgenommen wird und sich die umzuwid-
mende Fläche von ca. 900 m² um ca. 175 m² verkleinern wird. Damit sollen noch ca. 
725 m² in Wohngebiet umgewidmet werden. Die Grundeigentümer wurden am 18. No-
vember 2024 nachweislich mittels unterschriebenen Aktenvermerkes über diese Ver-
fahrensänderung informiert. 
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Die Ersichtlichmachung bzw. planliche Erwähnung des Regionalprogrammes „Trink-
wassernutzung aus Tiefengrundwässern“ wurde im Plan ergänzt. 
 
Bezüglich des Baubestandes auf der gegenständlichen Umwidmungsfläche wurde im 
Bauakt bzw. der Häuserchronik festgestellt, dass das Gebäude bereits im Jahr 1880 
errichtet wurde und folglich keine Baubewilligung vorgelegt werden kann. Es existiert 
lediglich ein Plan und eine Baubewilligung über die zugebaute Garage aus dem Jahr 
1963. Dieser Bauakt wird dem Genehmigungsverfahren an das Land OÖ, Abt. Raum-
ordnung, in Kopie beigefügt.  
 
Beratung: Keine Wortmeldungen seitens der Gemeinderatsmitglieder. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, es möge der Genehmigungsbeschluss für die 

Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.5 von Betriebsbaugebiet 
in Wohngebiet gefasst werden. Als Zeichen der Zustimmung wird 
um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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4. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.6 - Beschluss 
Zur Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 4.6 hat das Land Oö., Abt. Raumordnung, 
mit Schreiben vom 14. Juni 2024, Zahl: RO-2024-147592/7-Mit, mitgeteilt, dass die 
gegenständliche Planung derzeit abzulehnen ist. Dazu hat die Energie-AG folgende 
Stellungnahme verfasst bzw. abgegeben: 
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Das neue ÖEK wurde im Juli 2024 rechtskräftig und die an den Ortsplaner gerichteten 
Anforderungen wurden berichtigt, wie in nachfolgendem Plan ersichtlich ist: 
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Das Umwidmungsverfahren wurde im Einleitungsbeschluss von Grünland in die Son-
derwidmung AGRI-PV beschlossen, in den Plänen war aber in Photovoltaik angege-
ben. Dies wurde jetzt ebenfalls berichtigt und es wird darauf hingewiesen, dass die 
unmittelbar Betroffenen (Grundeigentümer und unmittelbar angrenzende Nachbarn) 
nachweislich über diese Verfahrensänderung verständigt wurden.  
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Folgende Einsprüche sind während der Stellungnahme-Frist bei der Gemeinde ein-
gelangt und sind in der heutigen Sitzung zu behandeln: 
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Beratung: 
GR Alois BÖGL erklärt sich zu Beginn dieses Tagesordnungspunktes als befangen. 
 
Der Vorsitzende Walter REINTHALER ersucht GR Alois BÖGL um kurze Erläuterung 
der vor der Gemeinderatssitzung stattgefundenen Präsentation der Energie AG. Zu 
dieser Präsentation wurden alle Gemeinderatsmitglieder eingeladen, damit noch of-
fene Fragen direkt mit der Energie AG geklärt werden konnten. GR Alois BÖGL gibt 
an, dass die oben angeführten Punkte der Liste der Stellungnahmen des Landes Oö. 
von der Energie AG und ihm abgearbeitet wurden. In dieser ist gut erkennbar, welche 
Schritte zur Richtigstellung bzw. Erfüllung der Forderungen des Landes Oö. gesetzt 
wurden. Ebenso hebt er hervor, dass bei der Umwidmung von Grünland in AGRI-PV 
die Doppelnutzung zwingend erforderlich ist (Doppelnutzung Agrar und PV-Anlage → 
in diesem Fall, Geflügelhaltung bzw. Haltung von Weidegänsen und PV-Anlage) und 
die Bodenqualität dadurch um einiges besser werden soll, da keine Erosion stattfindet 
(Bildung von 1 mm Humus im Jahr → daher Bildung von 30 mm Humus in 30 Jahren).  
GR Ernst MAYR informiert, dass laut Auskunft der Energie AG kaum Grabungsarbei-
ten stattfinden sollten, da sich die bestehende 30 KV-Leitung im Nahbereich befindet. 
Des Weiteren gibt er an, dass der Stromverbrauch laut Statistik in den kommenden 
Jahren um ein Vielfaches steigen wird und er dieses Projekt daher als notwendig und 
sinnvoll für unsere Gemeinde betrachtet. 
GR Christian Schrattenecker führt an, dass es bestimmt andere idealere Flächen (z. 
B. entlang der Autobahn, Dachflächen großer Firmen, …) in unserer Gemeinde oder 
der Umgebung gibt, auf denen ein solches Projekt sicherlich sinnvoller wäre. 
GR Manuel Partinger äußert seine Bedenken und teilt mit, dass die Bodenbewertung 
dieser Fläche aus den Jahren 1975-1985 stammt (Auskunft von einem Sachverstän-
digen) und für ihn eine aktuelle Bodenbewertung für ein solches Projekt unbedingt er-
forderlich ist, damit über diese Umwidmung überhaupt abgestimmt werden kann. 
GR Alois BÖGL erklärt, dass diese Fläche immer noch zur Produktion von landwirt-
schaftlichen Gütern verwendet wird und trotz dessen ein landwirtschaftlicher Nutz-
grund bleibt (statt Anbau von Getreidesorten → Geflügelhaltung + PV-Anlage) 
GR Josef Standhartinger gibt an, dass er das Angebot der Energie AG sehr gut findet, 
da hier nicht nur die Gemeinde für ihre gemeindeeigenen Gebäude, sondern auch alle 
Bürger der Gemeinde für ihre eigenen privaten Haushalte davon profitieren könnten. 
 
Nach dieser Diskussionsrunde über die Vor- und Nachteile dieses Projektes und des-
sen erforderliche Umwidmung verließt der Vorsitzende Walter REINTHALER die ein-
gelangten Stellungnahmen (siehe oben angeführte Stellungnahmen). Anschließend 
geht der Vorsitzende Walter REINTHALER zur Antragstellung über. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, es möge der Genehmigungsbeschluss für die 

Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 4.6 von Grünland in Photo-
voltaikanlage – Doppelnutzung Agrar und PV gefasst werden. 
Als Zeichen der Zustimmung wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 6 Zustimmungen 
Gegenstimmen: 4 Gegenstimmen 
Stimmenthaltungen: 2 Stimmenthaltungen 
 
Die Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 4.6 wurde daher abgelehnt, da für die-
sen Beschluss eine mehrheitliche Zustimmung notwendig ist.  
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5. Prüfungsausschuss Berichte 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler ersucht den Obmann des Prüfungs-
ausschusses, Herrn Ernst Mayr um seine Berichte der Prüfungsausschusssitzungen 
vom 17. Oktober 2024 und 14. November 2024. 
 
Bericht Prüfungsausschuss vom 17. Oktober 2024: 
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Bericht Prüfungsausschuss vom 14. November 2024: 
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Beratung:  Prüfungsausschussobmann Ernst MAYR erläutert die Berichte 
der stattgefundenen Prüfungsausschusssitzungen näher. Amts-
leiter Christoph REINTHALER projiziert währenddessen die bei 
der Begehung am 14. November 2024 entstandenen Fotos über 
die Mängel im Kindergarten und in der Volksschule auf die Lein-
wand. 

 GR Josef STANDHARTINGER bringt den Einwand hervor, dass 
er nicht möchte, dass die Kleinkinder schon den 2. Winter in 
Folge auf einem kalten Containerboden sitzen und spielen müs-
sen. Für ihn gehören diese Instandsetzungsmaßnahmen bzw. 
Reparaturen umgehend und schleunigst erledigt. Aufgrund die-
ses Einwandes erklären der Vorsitzende Bürgermeister Walter 
REINTHALER und Amtsleiter Christoph REINTHALER, welche 
Maßnahmen bereits gesetzt wurden bzw. welche Reparaturen 
schon des Öfteren durch die Bauhofmitarbeiter erledigt wurden 
(z. B. Fenster in der VS schon 3x repariert, …) 

 Nach dieser Diskussion sind sich alle Gemeinderatsmitglieder ei-
nig, dass unbedingt die Isolierung beim Kindergartencontainer, 
das kaputte Fenster, die klemmende Eingangstür und die Ther-
mostate (lassen sich nicht mehr regeln) in der Volksschule repa-
riert bzw. Instand gesetzt werden sollen.  

 Ansonsten soll jährlich ein Budget für Reparaturen bzw. Instand-
setzungen für den Kindergarten und die Volksschule eingeplant 
bzw. vorgesehen werden, damit diese Mängel nach und nach 
behoben werden können. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, die vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten Be-

richt des Prüfungsausschusses zur Kenntnis zu nehmen. Als Zei-
chen der Zustimmung wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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6. Rechnungsabschluss 2023 
Der Rechnungsabschluss 2023 wurde durch die BH Ried im Innkreis überprüft. Unten-
stehend befindet sich der Prüfbericht, der dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen 
ist 
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Beratung:  Der Vorsitzender Walter REINTHALER erläutert die letzte Seite 
des Prüfberichtes (Feststellungen und Schlussbemerkungen) 
näher und gibt bekannt, dass die Finanzlage der Gemeinde an-
gespannt bleibt. 

 GR Ernst MAYR teilt mir, dass er diese Anmerkung als sehr frag-
würdig betrachtet, da die Förderquote zum vorigen Jahr gesun-
den ist. Amtsleiter Christoph REINTHALER erklärt, dass die Fi-
nanzkraft pro Kopf berechnet und sich die Förderquote durch die 
Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft höchstwahrscheinlich 
nochmal verändern wird. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, den Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft 

über die erfolgte Prüfung des Rechnungsabschlusses 2023 zur 
Kenntnis zu nehmen. Als Zeichen der Zustimmung wird um ein 
Handzeichen ersucht. 

 

Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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7. Kassenkredit 2025 
Die Öffnung der Angebote erfolgte am 2. Dezember 2024 um 11:15 Uhr im Gemein-
deamt. Der Kassenkredit der Gemeinde Ort im Innkreis für das Jahr 2025 wurde im 
November mit einer Darlehenssumme von € 600.000,00 ausgeschrieben. 
Zur Anbotsöffnung langten von 4 angeschriebenen Kreditinstituten 3 Angebote laut 
Anbotseröffnungsprotokoll ein. Als Bestbieter ging die Sparkasse Ried-Haag hervor.  
Der Gemeindevorstand empfiehlt das Darlehen für den Kassenkredit in der Höhe von 
EUR 600.000, - bei Sparkasse Ried-Haag aufzunehmen. 
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Beratung:  GR Alois BÖGL erkundigt sich, ob der Kassenkredit im vorigen 
Jahr in Anspruch genommen wurde. VB Robert ESSL gibt an, 
dass er im letzten Jahr und auch in den Jahren zuvor NICHT be-
nötigt bzw. in Anspruch genommen wurde. 

 
Antrag 
Kassenkredit: Der Antrag lautet, den Kassenkredit in der Höhe von € 600.000, 

- für das Jahr 2025 laut Angebot an die Sparkasse Ried-Haag zu 
vergeben und den vorliegenden Vertrag mittels Handzeichen zu 
beschließen. 

Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
Antrag 

Darlehensurkunde: Der Antrag lautet, die vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Dar-

lehensurkunde zum oben angeführten Kassenkredit die Zustim-

mung mittels Handzeichen zu erteilen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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8. Hebesätze 2025 
Die Hebesätze für das Jahr 2025 wurden wie untenstehend vorbereitet bzw. aufberei-
tet und an die Mindestanschlussgebühren bzw. die Mindestgebühren der Vorgaben 
des Landes Oö. angepasst.  
 

GEMEINDEAMT 

ORT IM INNKREIS 
 

Zl.: 920-0/2024                                                                            Ort i. Innkreis., am 16.12.2024 

Gemeindesteuern 

KUNDMACHUNG 
 

 

Im Sinne des § 76 Abs. 7 der OÖ. Gemeindeordnung 1990 wird hiermit kundgemacht, dass der 

Gemeinderat der Gemeinde Ort im Innkreis in der am 16. Dezember 2024 abgehaltenen öffent-

lichen Sitzung die Gebühren und Hebesätze für das Finanzjahr 2025 wie folgt festgesetzt hat: 

 

 

der Grundsteuer für land- und 

forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit 

500,00 v.H. des Steuermessbetrages 

der Grundsteuer für Grundstücke (B) mit 500,00 v.H. des Steuermessbetrages 

   

der Lustbarkeitsabgabe   Laut Verordnung 

   

der Hundeabgabe 50,00 € (Mindestvorgabe des Landes OÖ) 

 30,00 € Für Wachhunde (MV des Landes OÖ) 

 

der Kanalbenützungsgebühr gem. § 4(2)  

Gebührenordnung 

5,11 € 

5,62 € 

pro m³ und Einheit exkl. MwSt. *1) 

pro m³ und Einheit inkl. MwSt. 

Grundgebühr für unbewohnte Objekte 100,00 € 

110,00 € 

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

   

der Wasserbenützungsgebühr gem. § 4 (2) 

Gebührenordnung mit 

2,27 € 

2,50 € 

pro m³ exkl. MwSt. *1) 

pro m³ inkl. MwSt. 

   

des Elternbeitrages  

für den Kindergartentransport mit 

25,00 € Transportvergütung inkl. MwSt.  

je am Transport teilnehmenden Kind 

Empfehlung GV: € 30,- 

Bastelbeitrag Kindergarten 90,00 € jährlich inkl. MwSt. 

   

Der Müllabfuhrgebühr: *2)   

a) je abgeführte Mülltonne 

    mit 90 Liter Inhalt inkl. Biotonne  

14,00 € inkl. MwSt.  Empfehlung GV €15,-    

b) je abgeführte Mülltonne 

    mit 90 Liter Inhalt ohne Biotonne 

13,00 € inkl. MwSt.  Empfehlung GV €14,- 

c) je abgeführtem Container  

     mit 800 Liter Inhalt  

135,00 € inkl. MwSt. Empfehlung GV €145,- 

 

d) je abgeführtem Container 

    mit 1100 Liter Inhalt 

175,00 € Inkl. MwSt. Empfehlung GV €185,- 

e) je abgeführtem Müllsack 15,00 € inkl. MwSt. Empfehlung GV €16,- 
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     mit 90 Liter Inhalt  zusätzlich Gebühr für Sack  

f) Grundgebühr je Haushalt/Jahr 14,00 € inkl. MwSt. Empfehlung GV €15,- 

g) zusätzlich SESO-Mittel 5,00 € Inkl. MwSt. 

   

 

 

Anschlussgebühren:  

(Mindestsätze des Landes OÖ) 

 

  

Wasserversorgungsanlagen:   

Mindestanschlussgebühr 2.575,00 € 

2.832,50 € 

exkl. MwSt. (Landesvorgabe) 

inkl. MwSt. 

Bemessungsgrundlage bis 200 m² 15,61 € 

17,17 € 

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

                                   über 200 m² 10,50 € 

11,55 € 

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

   

Abwasserentsorgungsanlagen:   

Mindestanschlussgebühr 4.295,00 € 

4.724,50 € 

exkl. MwSt.  (Landesvorgabe) 

inkl. MwSt. 

Bemessungsgrundlage bis 200 m² 26,22 € 

28,85 € 

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

                                   über 200 m² 16,98 € 

18,68 € 

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

 
 
*1) Gemäß Schreiben der IKD vom 8. November 2024 wird die zumutbare Erhöhung 
der Benützungsgebühren ab 1. Jänner 2025 für die Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung festgelegt. 
 
*2) Aufgrund der Einführung des gelben Sackes sind wesentlich geringere Stofferlöse 
aus den Fraktionen Kunststoff und Metall für den BAV zu erwarten, da die gesamten 
Erlöse der Sammlung an das Sammelunternehmen und Verwerter gehen. (Aussage 
des BezirksAbfallVerbandes) Auch hier muss im Sinne der umsichtigen Gebarung eine 
Erhöhung vorgenommen werden. 
 
Beratung:  Nach einer kurzen Diskussion über die Entwicklung der Gemein-

deabgaben sind sich die Gemeinderatsmitglieder einig, dass die 
Empfehlungen des Gemeindevorstandes umgesetzt werden sol-
len. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, die Hebesätze für Gemeindesteuern und die 

Mindestgebühren für das kommende Haushaltsjahr 2025 in der 
vorliegenden Form zu beschließen. Als Zeichen der Zustimmung 
wird um ein Handzeichen ersucht. 

 

Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: 1 Stimmenthaltung 
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9. Prioritätenreihung 
Gemäß den Bestimmungen der VRV 2015 soll eine Prioritätenreihung gemäß den 
rechtlichen Verpflichtungen, der Zielsetzung der Gemeinde sowie die finanzielle Trag-
fähigkeit erstellt werden. Nachstehende Projekte wurden durch den Gemeindevor-
stand vorgereiht und dienen den Gemeinderat als Empfehlung. 
 
Folgender Vorschlag wird für die Prioritätenreihung 2025 gemacht. 
 
Prioritätenreihung 2025 Gemeinde Ort im Innkreis: 
 
1. Neubau Feuerwehrzeughaus Ort im Innkreis 
Das Zeughaus ist in die Jahre gekommen und weist technische sowie optische Mängel 
auf, das TLF der Feuerwehr muss 2030 ersetzt werden und die vorhandene Fahrzeug-
halle ist für das neue Fahrzeug zu klein. Hier befindet sich die aktuelle Planung im 
Kostendämpfungsverfahren. Vor allfälligen Vergaben ist jedenfalls die gesicherte Fi-
nanzierung des Projektes sicherzustellen. 
 
2. Ersatzbeschaffung TLF FF Ort im Innkreis 
Das TLF der FF-Ort erreicht im Jahr 2027 das 30. Nutzungsjahr (km Stand 16.147 
Ende November, Jahresdurchschnittskilometer-Leistung 598 km/Jahr) und muss somit 
nach noch geltenden Bestimmungen ersetzt werden. Seitens des LandesFeuerwehr-
Kommandos und der zuständigen Abteilung bei Landesrätin Langer-Weninger wird ak-
tuell gerade die Möglichkeit in Erwägung gezogen, dass das betreffende Fahrzeug 
einer technischen Überprüfung unterzogen und bei entsprechend gutem Zustand die 
Nutzungsdauer verlängert werden kann. Hier soll auch ein sogenannter „Reparaturbo-
nus“ gewährt werden. Eine Lösung, die in finanziell schweren Zeiten auch in Betracht 
gezogen werden sollte. Der zum Neuankauf notwendige Grundsatzbeschluss des Ge-
meinderates erfolgte bereits in der Gemeinderatssitzung 4/2024. Die geschätzten Kos-
ten für das Ersatzfahrzeug belaufen sich auf ca. € 500.000 - €600.000 (Stand: 12/24). 
 
3. Kanalsanierung BA10 
Bei der wiederkehrenden Kamerabefahrung des dort ca. 55 Jahre alten Kanals im Be-
reich der Harter Landesstraße in Richtung Kreisverkehr (Bereich ehemalige Firma 
G&S) wurden Schäden der Kategorie 5 (Gefahr im Verzug) gesichtet, diese sind ehest 
möglich zu sanieren. Hierzu wurde bereits die Planung, Ausschreibung und Vergabe 
der Arbeiten durch den Gemeindevorstand in Auftrag gegeben. Die Ausschreibung 
erfolgte bereits und in der nächsten Gemeinderatssitzung im Frühjahr soll dann die 
Auftragsvergabe erfolgen. Die vorsichtige Kostenschätzung der Sanierungsarbeiten 
beläuft sich hier aktuell auf ca. € 100.000,- ohne MwSt.  
 
4. Kindergartenerweiterung 
Der Platzbedarf im Kindergarten ist aufgrund der Vorgaben der Landespolitik und des 
Zuwachses steigend.  
Im Kindergarten Ort gibt eine temporäre Containergruppe, diese wurde bereits verlän-
gert. Aktuell besuchen 71 Kinder (Stand 10.12.2024, nur Kindergarten OHNE Krabbel-
stube) die 4 Gruppen unseres Kindergartens. Aufgrund der geplanten Wohnungen 
könnte in absehbarer Zeit die bauliche Erweiterung unbedingt notwendig sein. 
Zudem sind gesetzliche Änderungen hinsichtlich der Reduzierung der Gruppengröße 
von derzeit 23 Kinder auf höchstens 21 Kinder innerhalb der nächsten zwei Jahre be-
reits beschlossen und ab dem nächsten Kindergartenjahr umzusetzen.  
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5. Dachsanierung Volkschule und MZH 
Das Flachdach im Bereich zwischen der Volksschule und Mehrzweckhalle ist undicht, 
es sind bereits leichte Wasserschäden aufgrund des Wassereintritts entstanden. Eine 
Sanierung (ob nur zum Teil oder gänzlich) ist zumindest in absehbarer Zeit notwendig. 
Zudem könnte in diesem Zuge darauf dann auch eine Photovoltaikanlage errichtet 
werden. 
 
6. Dachsanierung altes Feuerwehrzeughaus 
Das Dach des alten Feuerwehrhauses bzw. des Bauhofs ist an manchen Stellen un-
dicht und kann nicht mehr notdürftig saniert werden, somit steht eine Komplettsanie-
rung des Daches an. Auch hier könnte dann eine Photovoltaikanlage errichtet werden. 
 
7. Neubau Leitner Brücke 
Das Thema Sanierung/Neubau Leitner Brücke zieht sich schon seit Jahrzehnten. Ein 
Grund für die aktuelle Situation ist, dass 3 Gemeinden eben für diese Brücke die Ge-
meindegrenze bildet und sie somit auch finanziell mitbeteiligt sind. (Ort 50%, St. Martin 
und Reichersberg je zu 25%). Das Interesse für die Kostenbeteiligung der beiden 
Nachbargemeinden hält sich in Grenzen… 
 
8. Erweiterung Proberaum Pfarrmusik 
Das Thema Erweiterung Proberaum der Pfarrmusik Ort steht seit Jahren auf der Prio-
ritätenliste, da der aktuelle Probenraum nicht für die Größe der aktiven Mitglieder der 
Pfarrmusik ausgelegt ist. Es hat diesbezüglich vor einigen Jahren schon einmal durch 
einen Architekten eine Besichtigung gegeben, ob und wie so eine Erweiterung auch in 
Verbindung mit einer Erweiterung im Bereich der Volksschule möglich wäre. (Anbau 
nach vorne Richtung Kindergarten, Anbau in Richtung alter Kindergarten/Krabbelstube 
– Höhenunterschiede zwischen den Ebenen, …) Jedenfalls ist ein umfangreiches und 
kostenintensives Projekt hier zu erwarten. 
 
9. Neuanschaffung Helme Feuerwehr 
Offenbar wurden die Feuerwehren des Bezirkes in einer KDT-Dienstbesprechung hin-
gewiesen, auf die Tragedauer/Ablaufdatum der Einsatzhelme zu achten. Dies führte 
zur Übermittlung von Kostenvoranschlägen der FF Osternach und einer mündlichen 
Ankündigung der FF Ort, wobei hier versucht wird, eine eigene Finanzierung durch 
Spenden zu erreichen. Kosten pro Helm ca. € 400,- 
 
10. Sanierung der Außenspielgeräte Kindergarten 
Die Auftragsvergabe in der Höhe von ca. € 8.500,- zu den ersten, aufgrund der Evalu-
ierung unbedingt zu sanierenden Spielgeräten, erfolgt bereits in der Gemeindevor-
standssitzung vom 5. Dezember 2024. Dadurch wird der Betrieb der Schaukeln im 
Kindergarten wieder auf längere Zeit ohne Probleme gesichert. 
Die Anschaffung weiterer Geräte und Modernisierungen des Kindergartenspielplatzes 
wurden im Zuge dieser Erstmaßnahme noch nicht berücksichtigt. 
 
11. Ersatzbeschaffung Kommunalfahrzeug „Pritsche“ 
Der Klein-LKW Ford Transit des Bauhofes Ort im Innkreis ist im Jahr 2015 gebraucht 
aus Italien gekauft worden. Immer öfter sind nun Reparaturen notwendig. Im vorigen 
Jahr wäre es fast dazu gekommen, dass die § 57a Überprüfung negativ gewesen wäre. 
Eine Anschaffung eines Ersatzfahrzeuges sollte zumindest dann in Erwägung gezo-
gen werden, wenn die nächsten Reparaturkosten laut Kostenvoranschlag unverhält-
nismäßig hoch wären. 



Seite 45 von 63 

Beratung:  GR Dominik BRUNNER äußert seine Bedenken bezüglich der 
Reihung der Punkte. Er ist der Meinung, dass die Punkte nach 
Dringlichkeit gereiht werden müssen (z. B. Kanalsanierung an 1. 
Stelle wegen Gefahr in Verzug, …). Der Vorsitzende Walter REI-
NAHLER erklärt, dass die Reihung jederzeit zum Beispiel auf-
grund der Dringlichkeit verändert werden kann. 

 Nach einer kurzen Erläuterung und Erklärung aller Punkte der 
Prioritätenreihung und deren Dringlichkeit geht der Vorsitzende 
Walter REINTHALER zur Antragstellung über. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, der vorliegenden Prioritätenreihung die Zu-

stimmung zu erteilen. Dazu wird um ein Handzeichenersucht. 
 

Beschluss: 
Zustimmung: 9 Zustimmungen 
Gegenstimmen: 3 Gegenstimmen 
Stimmenthaltungen: 1 Stimmenthaltung 
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10. Voranschlag 2025 
Informationen zum Voranschlag 2025: 
Die größten Belastungen für uns als Gemeinden sind die Abgaben SOZIALHILFE-
UMLAGE und KRANKENANSTALTENBEITRAG: 
 

Vergleich      
zwischen 

RA 2023 und VA 2025 Differenz 
Steigerung 2025 

für Ort 

SHV Umlage: € 456.853,60 € 582.700,- € 132.100,- ca. € 33.000,- *1 

Krankenan-
staltenbeitrag 

€ 444.481,00 € 522.400,- € 78.000,- ca. € 35.000,- *2 

 
*1) Hebesatz von 27% der Finanzkraft blieb gleich, allerdings entwickelte sich die 
Finanzkraft im Berechnungsjahr 2023 nicht wie erwartet. 
 
*2) Erhöhung des Krankenanstaltenbeitrags um 7,99%! 
Bei beiden Pflichtausgaben handelt es sich um Vorgaben des Bundes bzw. des 
Landes Oö. Diese Abgaben waren auch zum wiederholten Mal Gegenstand der Fi-
nanzausgleichsverhandlungen zwischen Finanzministerium (Bund), Länder und den 
Gemeinden. 
Leider konnte auch in diesem Finanzausgleich, der nun wieder 5 Jahre gültig ist, keine 
Verbesserung für die Gemeinden erreicht werden. Gerade diese beiden Ausgabenbe-
reiche, auf die die Gemeinden KEINEN Einfluss haben, sind dafür verantwortlich, 
dass im kommenden Jahr 2025 zu den bereits ca. 150 Härteausgleichsgemeinden 
(von ca. 430 Oö. Gemeinden) eine beträchtliche Anzahl dazukommen wird. 
 
Kinderbetreuung: 
Eine weitere Belastung für die Gemeindefinanzen stellt der Bereich Kinderbetreuung 
(Kindergarten, Krabbelstube) dar, wenngleich die Personalkostenersätze durch das 
Land Oö. den Vorgaben der Kinderbetreuung auch angepasst wurden. Der Lohnab-
schluss im vorigen Jahr führte auch zu einer entsprechenden Kostensteigerung. 
Gleichzeitig erfordern die Vorgaben der Landespolitik (Reduzierung der Gruppen-
höchstkinderanzahl, kostenfreier Krabbelstubenbesuch ab 1,5 Jahren am Vormittag, 
allfällige kurzfristige Betreuungserhöhung durch notwendige Integration…) eine Erhö-
hung der Dienstposten und damit Personalkosten. 
 

Vergleich zwischen RA 2023 und VA 2025 Differenz 

Gesamte  
Kinderbetreuung 

€ 492.708,- € 660.800,- € 168,000,- 

Personalkostenersatz 
Land Oö. 

€ 350.000,- € 445.000,- €95.000,- 

 

 
Die Forderung der Gemeinden lautet – WER ANSCHAFFT – ZAHLT AUCH! 
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Der Voranschlag 2025 wurde unter Beachtung der Vorgaben des Landes OÖ. entspre-
chend des Voranschlagerlasses für das Finanzjahr 2025 erstellt. 
 
Das Ergebnis der laufenden Geschäftsführung konnte ausgeglichen budgetiert wer-
den. 
 

 
 

 
 
Die allgemeine Haushaltsrücklage wird sich zum 31. Dezember 2024 auf € 267.300,00 
belaufen. Durch Zu- und Abgänge beträgt diese zum Jahresende 2025 rund € 
149.900,00 
 
Die derzeitigen Zahlungsreserven belaufen sich auf € 276.600,00 
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Als Darlehensaufnahmen sind im Jahr 2025 rund € 1.167.000,00 eingeplant. Darle-
henstilgungen werden von rund € 127.400,00 budgetiert. Daher wird sich am Jahres-
ende 2025 ein Darlehensstand von € 3.393.300,00 ergeben. 
 

 
 
Beratung: Der Vorsitzende Walter REINTAHELR, Amtsleiter Christoph 

REINTHALER und VB Robert ESSL erläutern den Voranschlag 
2025 näher. Nach einer längeren Diskussion über die Finanzlage 
der Gemeinde Ort im Innkreis geht der Vorsitzende Walter 
REINTHALER zur Antragstellung über. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, dem vorliegenden Voranschlag für das Haus-

haltsjahr 2025 die Zustimmung zu erteilen. Hierzu wird um ein 
Handzeichen ersucht.  

 
Beschluss: 
Zustimmung: 8 Zustimmungen 
Gegenstimmen: 1 Gegenstimmen 
Stimmenthaltungen: 4 Stimmenthaltungen 
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11. Mittelfristiges Ergebnis - und Finanzplan 2025-2029 
Das Ergebnis der laufenden Geschäftsführung ist im Mittelfristigen Finanzplan durch-
wegs positiv.  
Das heißt, die Gemeinde wird Mittel für Vorhaben zur Verfügung haben. 
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Beratung: VB Robert ESSL erläutert den Mittelfristigen Ergebnis- und Fi-
nanzplan 2025-2029 näher. Da keine Fragen seitens der Ge-
meinderatsmitglieder auftauchen, geht der Vorsitzende Walter 
REINTHALER zur Antragstellung über. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, dem Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan 

für den Zeitraum 2025-2029 die Zustimmung zu erteilen. Hierzu 
wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 11 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: 2 Gegenstimmen 
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12. Änderung Dienstpostenplan  
Die Dienstpostenplanerstellung wurde durch Amtsleiter Christoph REINTHALER er-
stellt. Hierbei wurden die Gesetze und Bestimmungen der Oö. Gemeinde-Dienstpos-
tenplanverordnung 2023, Oö. Gemeinde-Dienstausbildungsverordnung sowie die Oö. 
Gemeindeordnung 1990 eingehalten. 
Für die Verwaltungsgemeinschaft und den Voranschlag 2025 muss der Dienstposten-
plan neu durch den Gemeinderat beschlossen werden.  
 
Die Dienstposten Leitung Finanz und Leitung Bauamt sind aufgrund der  
Neuaufnahme vorerst auf 1 Jahr befristet. 
 
Für die Besetzung der Dienstposten der Gemeinde sind die nachstehenden Bediens-
teten vorgesehen:  
Amtsleiter: AL Christoph REINTHALER 
Leitung Finanzabteilung:  VB Robert EßL 
Leitung Bauamt und Stv. AL: VB Vanessa WIESNER (50%) 
Sachbearbeiter Finanz:  VB Nadine REINTHALER 

Sachbearbeiter Bauamt:  VB Angela SCHMIDBAUER (I/c) 
Bürgerservice: VB Vanessa WIESNER (50%) 
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Beratung: Amtsleiter Christoph REINTHALER erläutert den Dienstposten-

plan und dessen Änderungen näher. GR Ernst MAYR erkundigt 
sich, warum bisher 4,5 PE und nach der Änderung des Dienst-
postenplanes 5 PE in der Allgemeinen Verwaltung angegeben 
sind. Amtsleiter Christoph REINAHALER informiert, dass aktuell 
keine weitere Anstellung vorgesehen ist, er diese Personalein-
heit trotz dessen aufgerundet hat, falls sich der Bedarf während 
des Jahres trotzdem ändern würde. So wird auch verhindert, 
dass extra hierfür ein Nachtragsvoranschlag erstellt werden 
müsste. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, dem vorliegenden Dienstpostenplan die Zu-

stimmung zu erteilen und zu beschließen. Hierzu wird um ein 
Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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13. Sitzungsplan Gemeindevorstand und Gemeinderat 
Folgender Vorschlag wird für die Sitzungspläne Gemeindevorstand und Gemeinderat 
gemacht. 
 
Sitzungsplan Gemeindevorstand: 
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Sitzungsplan Gemeinderat: 

 
 

Beratung: Keine Wortmeldungen seitens der Gemeinderatsmitglieder. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, den vorliegenden Sitzungsplan für die Sitzun-

gen des Gemeindevorstandes und des Gemeinderates für das 
kommende Jahr 2025 zu beschließen. Als Zeichen der Zustim-
mung wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
GR Alois BÖGL war zum Zeitpunkt der Abstimmung des Dringlichkeitsantrages nicht 
anwesend.  
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14. Hundeabgabeordnung  
Im Zuge der im Frühjahr stattgefundenen Gebarungsprüfung wurde die Gemeinde Ort 
im Innkreis darauf aufmerksam gemacht, dass die Hundeabgabenordnung angepasst 
werden sollte. In der untenstehenden Verordnung ist ersichtlich, dass lediglich die 
Höhe der Abgaben angepasst wurde. 
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Beratung: Keine Wortmeldungen seitens der Gemeinderatsmitglieder. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Änderung der Hundeabgabenordnung die 

Zustimmung zu erteilen. Als Zeichen der Zustimmung wird um 
ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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Dringlichkeitsantrag „Unterstützungsansuchen der Pfarrmusik Ort im Innkreis“ 

 
 
 
Mit dem Ansuchen der Pfarrmusik Ort im Innkreis hat sich auch der Gemeindevorstand 
bereits befasst. Der Vorschlag lautet, die Unterstützung der Pfarrmusik auf € 6.000,- 
zu erhöhen, da auch die Miete angehoben werden muss. 
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Beratung: Keine Wortmeldungen seitens der Gemeinderatsmitglieder. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Pfarrmusik Ort im Innkreis eine Subvention 

in der Höhe von € 6.000,- zu gewähren. Als Zeichen der Zustim-
mung wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
 
15. Allfälliges 

• Luftgütebericht liegt zu Einsicht auf 

• Klage Gemeinde bzw. Bürgermeister wegen Eisplatte – Verurteilung wegen grober 
Fahrlässigkeit 50% → nächste Instanz 

• Angebot Grundverkauf Ranseder Andreas 

• Lückenschluss WG Osternach/WVA Ort erst im Frühjahr, da Lieferschwierigkeit 

• Einladung Beratung durch den Ortsbildbeirat bezüglich FF-Haus Neubau am Mon-
tag, den 17. Februar 2024 um 11:00 Uhr (es soll von jeder Fraktion ein Vertreter 
anwesend sein) 

• Einladung Gemeinderat zum Tag der Älteren und Ehrung ausgeschiedener Man-
datare am Samstag, 29. März 2025 ab 15:00 Uhr im Leitner Stadl 

• Informationen Wirtschaftspark → finanzielle Lage und Situation - Geld reicht noch 
bis nächstes Jahr, es muss unbedingt Grund verkauft werden 

• Auflösung Kleintierzuchtverein → Spende an Kindergarten des restlichen Budgets 

• Verwendung des heutigen Sitzungsgeldes → Jugendsparbuch 
 
 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER beendet die Gemeinderatsitzung 
um 21:45 Uhr.  


